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Zitate aus dem Parteiprogramm: 
htps://cms.gruene.de/uploads/assets/Regierungsprogramm_DIGITAL_DINA5.pdf  

 

Familiennachzug / Sprachnachweis / Visa 

Kinder brauchen ihre Eltern, Eltern brauchen ihre Kinder – auch um anzukommen 130 BÜNDNIS 90 / 
DIE GRÜNEN und sich zu integrieren. Daher wollen wir weiter den Familiennachzug ermöglichen und 
existierende Einschränkungen aufheben. Die Verfahren des Familiennachzugs wollen wir 
beschleunigen und von Sprachnachweisen im Rahmen der Familienzusammenführung vor der Einreise 
absehen.“ 

Damit sich Fach- und Arbeitskräfte für unser Land entscheiden, stellen wir nach Jahrzehnten der 
Abschottung unseres Arbeitsmarktes endlich die Digitalisierung der Visavergabe vom Kopf auf die 
Füße. Das heißt: Visa komplett zu digitalisieren und Wartezeiten zu verkürzen. Darauf wollen wir 
weiter aufbauen, indem wir mehr Berufs- und Bildungsabschlüsse noch leichter anerkennen sowie die 
Anrechnung von Berufserfahrung entbürokratisieren und vereinfachen – für eine echte 
Willkommenskultur. Die bisherigen Ausländerbehörden werden so zu Einwanderungsbehörden. Wir 
wollen, dass sich Menschen in unserem Land ohne Vorurteile und Diskriminierung willkommen fühlen.  

 

Staatsangehörigkeit / Staatsbürger:innenscha� 

Mit der Einführung eines modernen Staatsangehörigkeitsrechts haben wir der Realität unserer 
vielfältigen Gesellschaft endlich Rechnung getragen. Die Staatsbürgerschaft stellt für Menschen, die 
schon lange hier leben – zum Beispiel die Generation der Gastarbeiter*innen –, ein dauerhaftes Band 
rechtlicher Gleichheit, Teilhabe und Zugehörigkeit sicher. Wir wollen, dass zum Beispiel auch 
Alleinerziehende, pflegende Angehörige und Menschen mit Behinderung und schweren Erkrankungen 
gleichberechtigten und unbürokratischen Zugang dazu erhalten. Es darf keine Staatsbürger* innen 
erster und zweiter Klasse und auch keine Staatsangehörigkeit auf Abruf geben. Wie im Grundgesetz 
verankert, darf die deutsche Staatsangehörigkeit nicht entzogen werden und eine mehrfache 
Staatsangehörigkeit nicht zu einer ungerechtfertigten Ungleichbehandlung von deutschen 
Staatsbürger*innen führen. Wir schaffen ein rechtssicheres Anerkennungsverfahren zur Feststellung 
von staatenlosen Menschen und ihren Kindern. Dabei sind Flucht und Arbeitsmigration grundsätzlich 
zu unterscheiden, denn sie folgen unterschiedlichen Logiken. Arbeitsmigration folgt der Nachfrage 
nach Arbeitskräften, die Aufnahme von Schutzsuchenden den humanitären Verpflichtungen. 
Gleichzeitig vertreten wir den pragmatischen Ansatz des „Spurwechsels“ und gestalten ihn sinnvoll 
aus. Außerdem braucht es für beides – Arbeitsmigration und Asylrecht – wirksame Instrumente und 
eine verlässliche Finanzierung der Integration.  

 

Mehrsprachigkeit 

Einen besonderen Schwerpunkt werden wir außerdem auf die Sprachbildung legen. Denn Sprache ist 
der Schlüssel zur Welt. Wir wollen erreichen, dass alle Kinder am Ende der Grundschule sicher lesen, 
schreiben und rechnen können. Denn nur wer die deutsche Sprache versteht und beherrscht, kann am 
Unterricht und der Gemeinschaft teilhaben, sich entfalten und erfolgreich lernen. Die Sprachförderung 
muss als durchgängiger Prozess angelegt werden, der in der Kita beginnt und sich in der Schule sowie 
beruflichen Ausbildung fortsetzt. Dabei verdient die Mehrsprachigkeit vieler Schüler*innen Respekt 

https://cms.gruene.de/uploads/assets/Regierungsprogramm_DIGITAL_DINA5.pdf


und die Stärkung durch unsere Bildungseinrichtungen. Jedes Kind in Deutschland, unabhängig der 
Sprachkenntnisse, soll Zugang zum regulären Bildungssystem erhalten.  

Jugendverbände, die sich für Integration und Demokratie und gegen Antisemitismus und Rassismus 
einsetzen, wollen wir gezielt unterstützen und Mehrsprachigkeit als eine wertvolle Kompetenz fördern 
und damit jungen Menschen unabhängig von Herkunft oder Aufenthaltsstatus faire Chancen und 
Teilhabe bieten.  

Rassismus 

Mit einem Nationalen Aktionsplan Antidiskriminierung wollen wir eine wirksame 
Antidiskriminierungspolitik umsetzen. Mit der Schaffung der Beauftragten für Antidiskriminierung, 
Queeres Leben, Antirassismus und Antiziganismus haben wir die politische Stärkung von Vielfalt noch 
stärker verankert. Wir wollen ihre und die Arbeit der weiteren Beauftragten für gesellschaftliche 
Vielfalt weiter stärken.  

Wir bauen die Forschung wie zum Beispiel den Nationalen Rassismus- und Diskriminierungsmonitor zu 
Erscheinungsformen und Ausprägung von Diskriminierung aus. Um strukturellen Rassismus, egal ob 
im Gesundheitswesen, in der Justiz oder in unseren Sicherheitsbehörden, zu bekämpfen, wollen wir 
zielgerichtete Fortbildungsangebote zur Steigerung der Diskriminierungssensibilität stärker fördern. 
Zudem wollen wir die zweite Dekade der Vereinten Nationen (UN) für Menschen afrikanischer 
Herkunft auch in Deutschland aktiv vorantreiben, Bildungsprojekte fördern und die politische Teilhabe 
Schwarzer Menschen stärken.  

Wir gehen entschlossen gegen den zunehmenden Antisemitismus in unserer Gesellschaft vor – egal 
von wem er ausgeht. Jüdinnen und Juden müssen in Sicherheit leben können. Besonders nach den 
Terrorangriffen der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 steigt der Antisemitismus auch in 
Deutschland. Wir setzen uns deshalb noch stärker für die auskömmliche Finanzierung von 
Maßnahmen zum Schutz jüdischer Gemeinden und israelischer Communities ein. Die Nationale 
Strategie gegen Antisemitismus und für jüdisches Leben setzen wir weiter um, denn wir wollen 
jüdisches Leben in seiner Vielfalt fördern und sichtbar machen. Antisemitische Vorfälle müssen 
verfolgt und dokumentiert werden. Antisemitische Gewalt bekämpfen wir konsequent mit allen 
Mitteln des Rechtsstaats. Dazu gehört es auch, Gesetzeslücken zu schließen. Es sollen keine Projekte 
gefördert werden, die Antisemitismus, Rassismus oder sonstige menschenverachtende Ideologien 
propagieren. Wir setzen uns für die Erarbeitung einer Antisemitismusstrategie für den digitalen Raum 
ein. Antisemitismus hat komplexe Erscheinungsformen: Wir setzen daher auf eine umfassende 
Bildungsstrategie, die von Kindesbeinen bis ins Erwachsenenalter reicht und die Förderung von 
interkonfessionellem Dialog beinhaltet. Wir stärken die jüdische Gegenwartsforschung. Die älteren 
jüdischen Generationen wollen wir stärker sozial absichern. Die Benachteiligung jüdischer 
Einwander*innen gegenüber den eingewanderten (Spät-) Aussiedler* innen aus den Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion wollen wir beenden.  

Mit einer Nationalen Strategie gegen Islamfeindlichkeit und antimuslimischen Rassismus gehen wir 
gegen die zunehmende Diskriminierung von Muslim*innen und muslimisch gelesenen Menschen vor. 
Grundlage dafür sind die Handlungsempfehlungen der Unabhängigen Kommission 
Muslimfeindlichkeit. Wir wollen vielfältiges muslimisches Leben in Deutschland schützen. 
Islamfeindliche Vorfälle müssen konsequent verfolgt und sorgfältig dokumentiert werden. Die 
Imam*innenausbildung in Deutschland treiben wir voran und stärken damit die Unabhängigkeit der 
islamischen Gemeinden. Wir wollen die Deutsche Islam Konferenz weiterentwickeln und in unserem 
politischen Handeln auch progressive, liberale muslimische Vertretungen einbinden.  



Um Antiziganismus zu bekämpfen, werden wir die Empfehlungen der Expertenkommission 
Antiziganismus weiter konsequent umsetzen und einen Staatsvertrag mit der Minderheit auf 
Bundesebene schließen. Antiziganistische Vorfälle müssen bundesweit erfasst und verfolgt werden. 
Deshalb sichern wir die Förderung der zivilgesellschaftlichen Monitoringstelle rechtlich ab. Wir setzen 
uns weiterhin für eine breitere Anerkennung des 2. August als Europäischen Holocaust-Gedenktag für 
Sinti und Roma ein.  

Die Vielfalt unserer Gesellschaft soll sich auch durch verbindliche Maßnahmen in all ihren 
Institutionen angemessen widerspiegeln. Wir setzen uns deshalb unter anderem dafür ein, dass 
Vielfalt und eine interkulturelle Öffnung – sowohl personell als auch strukturell – in Behörden 
strategisch und konsequent gefördert werden und schaffen dafür auch die rechtlichen Grundlagen.  

Mit einem Bundespartizipationsgesetz und einem Partizipationsrat stärken wir die Teilhabe von 
Menschen mit Migrationsgeschichte 

 

An�diskriminierung 

Wir werden das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz reformieren. Dazu weiten wir Fristen, 
Diskriminierungsgründe und den Anwendungsbereich aus, führen ein Verbandsklagerecht ein und 
schließen Schutzlücken. Dazu gehört auch der Schutz vor Diskriminierung durch staatliche Stellen. 
Deutschland soll seinen Vorbehalt gegen die 5. Europäische Antidiskriminierungsrichtlinie aufgeben 
und damit die Interessen der Betroffenen in den Mittelpunkt rücken. Wir wollen, dass Beratungsstellen 
und Selbstorganisationen langfristig abgesichert und ausgebaut werden sowie die 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes auch in ihren Kompetenzen gestärkt wird.  

Wir wollen, dass Einstellungs- und Beförderungspraxis diskriminierungssensibel gestaltet werden. 

 

Kindergrundsicherung/Kinderarmut 

Deshalb wollen wir schnellstmöglich eine Kindergrundsicherung einführen. Mit ihr wollen wir 
Antragsverfahren weiter verschlanken und stetig automatisieren, damit Kinder und ihre Familien die 
ihnen zustehenden Leistungen auch tatsächlich erhalten.  

Eltern müssen von Anfang an, bei Geburt ihres Kindes, über ihre Ansprüche durch den Staat informiert 
werden. Dazu führen wir einen Kindergrundsicherungs-Check ein, der prüft, in welcher Höhe ein Kind 
Ansprüche auf Unterstützung hat und die Familien aktiv darüber informiert. Wir machen aus der 
Holschuld der Eltern eine Bringschuld des Staates für die Absicherung aller Kinder. 


